
Gesetzeskarte für das Gas- und Stromversorgungssystem 
St

r
at

eg
ie

n
V

ER
O

R
D

N
U

N
G

EN
 /

 R
ic

h
t

li
n

ie
n

Nationale Ebene

b
er

ic
h

t
e 

/ 
Pl

ä
n

e

Karte zentraler Strategien, Gesetze und Verordnungen 

St
r

at
eg

ien
G

eset
ze

V
er

o
r

d
n

u
n

g
en

Mit dem EEG sollen die Weiterentwicklung von Technologien zur 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien gefördert und Kosten-
senkungen erreicht werden. Der Anteil erneuerbarer Energien an der 
Stromversorgung soll im Jahr 2020 auf 35 %, im Jahr 2030 auf 50 %, im 
Jahr 2040 auf 65 % und im Jahr 2050 auf 80 % erhöht werden.

ERNEUERBARE-ENERGIEN-
GESETZ (EEG) 

Das ATG soll Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Gefahren der 
Kernenergie und der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen 
schützen. Es definiert Grundlagen für den Anlagenbetrieb und die ge-
ordnete Beendung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Strom-
erzeugung. Zugleich sind hier die internationalen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der Kernenergie und des 
Strahlenschutzes festgeschrieben.

ATOMGESETZ (ATG) 

Inverkehrbringen, Inbetriebnahme sowie das Ausstellen von Produkten, 
welche für den Energieverbrauch relevant sind, sind in diesem 
Gesetz geregelt. Es enthält auch Informationspflichten, besondere 
Kennzeichnungspflichten sowie Maßnahmen zur Überwachung der 
genannten Produkte.

ENERGIEVERBRAUCHSRELEVANTE-
PRODUKTE-GESETZ (EVPG) 

Die Verordnung regelt, welche Stoffe im Rahmen des EEG als Biomasse 
gelten, welche technischen Verfahren zur Stromerzeugung aus Biomas-
se in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen und welche Umwelt-
anforderungen bei der Erzeugung von Strom aus Biomasse einzuhalten 
sind.

BIOMASSEVERORDNUNG (BiomasseV) 

Sie gilt für flüssige Biomasse, die nach dem EEG zur Stromerzeugung 
eingesetzt wird. Die Verordnung regelt insbesondere die Nachhaltigkeit 
zum Schutz von Flächen zur Produktion von flüssiger Biomasse sowie 
die Zertifizierung von Schnittstellen.

BIOMASSESTROM-NACHHALTIGKEITS- 
VERORDNUNG (BioSt-NachV) 

Ziel dieser Verordnung ist es, Sicherheit und Stabilität der Stromnetze 
bei einem hohen Anteil an Windenergie zu erhöhen. Sie soll dazu 
beitragen, dass Windenergie verstärkt Systemdienstleistungen für die 
Netze liefert.

SYSTEMDIENSTLEISTUNGS- 
VERORDNUNG WIND (SDLWindV) 

Die Verordnung regelt die Vermarktung des nach dem EEG vergüteten 
Stroms und enthält Vorschriften zur Berechnung und bundesweiten 
Wälzung der EEG-Kosten.

AUSGLEICHSMECHANISMUS-
VERORDNUNG (AusglMechAV) 

Auf diesem Gesetz basiert der Handel mit Berechtigungen zur Emissi-
on von Treibhausgasen in einem EU-weiten Emissionshandelssystem. 
Durch eine kosteneffiziente Verringerung von Treibhausgasen soll zum 
weltweiten Klimaschutz beigetragen werden.

TREIBHAUSGAS-EMISSIONSHANDELS-
GESETZ (TEHG) 

Das Gesetz schafft den Rechtsrahmen für die Demonstration und 
Anwendung von Technologien zu Abscheidung, Transport und Spei-
cherung von Kohlendioxid in tiefen geologischen Gesteinsschichten. 
Ebenso enthalten sind Regelungen zu Untersuchung, Errichtung, Be-
trieb, Überwachung, Stilllegung und Übertragung der Verantwortung 
für Demonstrationsspeicher sowie Anschluss und Zugang zu Kohlen-
dioxidleitungen und -speichern.

CCS-GESETZ (KSpG) 

Hier ist das Berechnungsverfahren zur Zuteilung von Emissionsberech-
tigungen ausgestaltet. Die Verordnung normiert die im Zuteilungsver-
fahren erforderlichen Angaben und die Art der beizubringenden Nach-
weise sowie deren Überprüfung. Sie gilt im Rahmen des TEHG für die 
Zuteilungsperiode 2008 bis 2012.

VERORDNUNG ÜBER DIE ZUTEILUNG  
VON TREIBHAUSGAS-EMISSIONS- 
BERECHTIGUNGEN (ZuV) 

Die Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung soll bis zum Jahr 2020 
auf 25 % steigen. Hierzu sind Abnahme und Vergütung des Stroms aus 
KWK-Anlagen geregelt. Zuschläge für den Neu- und Ausbau von Wär-
me- und Kältenetzen sowie Wärme- und Kältespeichern sind ebenso 
definiert.

KRAFT-WÄRME-KOPPLUNGSGESETZ 
(KWKG) 

ENERGIEWIRTSCHAFTSGESETZ (EnWG) 

Das EnWG definiert die Rahmenbedingungen für eine sichere, preis-
günstige, verbraucherfreundliche und umweltverträgliche Versorgung 
mit Strom und Gas. Es reguliert die Elektrizitäts- und Gasversorgungs
netze, um einen wirksamen und unverfälschten Wettbewerb zu 
gewährleisten. Es setzt zugleich das Europäische Gemeinschaftsrecht 
auf dem Gebiet der leitungsgebundenen Energieversorgung um.

Diese Verordnung beinhaltet Regelungen zur Deckung des lebenswich-
tigen Bedarfs an Elektrizität und überträgt der Bundesnetzagentur eine 
Aufgabe als Lastverteiler im EnSiG-Fall.

ELEKTRIZITÄTSSICHERUNGS- 
VERORDNUNG (EltSV) 

Die Verordnung regelt die Bedingungen für die Einspeisung von 
elektrischer Energie in die Stromnetze sowie die zeitgleiche Entnahme 
von Strom an räumlich davon entfernten Entnahmestellen der Elekt-
rizitätsversorgungsnetze. Darüber hinaus regelt sie die Grundsätze zu 
Ausgleichsleistungen und dem Bilanzkreismanagement.

STROMNETZZUGANGSVERORDNUNG 
(StromNZV) 

Die Verordnung regelt die Methode zur Bestimmung der Entgelte für den 
Zugang zu den Übertragungs- und Verteilernetzen (Netzentgelte), für 
die Durchleitung von Strom zu den Verbrauchern sowie für dezentrale 
Einspeisungen.

STROMNETZENTGELTVERORDNUNG  
(StromNEV) 

Die Verordnung regelt die Methode zur Bestimmung der Entgelte für 
den Zugang zu den Gasfernleitungs- und Gasverteilernetzen für die 
Durchleitung von Gas durch die Netze der Gasnetzbetreiber zu den  
Verbrauchern. 

GASNETZENTGELTVERORDNUNG 
(GasNEV) 

Sie regelt Befugnisse der BNetzA und der Länder als sogenannte Last-
verteiler, die zur Deckung des lebenswichtigen Gasbedarfs erforderlich 
sind. In einer Notfallsituation können diese Lastverteiler alle notwendi-
gen Verfügungen an Gasunternehmen wie Verbraucher erlassen. 

GASSICHERUNGSVERORDNUNG 
(GasSV) 

Das EnLAG befasst sich mit dem Bau der Höchstspannungsnetze. Es 
definiert konkrete Leitungsvorhaben, die der Integration von Strom 
aus erneuerbaren Energiequellen, der besseren Vernetzung im euro
päischen Energiemarkt, dem Anschluss neuer Kraftwerke oder der 
Vermeidung struktureller Engpässe im Übertragungsnetz dienen.

ENERGIELEITUNGSAUSBAUGESETZ (EnLAG) 

Das Gesetz wird festlegen, welche Netzverstärkungs- und Ausbau
vorhaben im Bereich der Höchstspannungsnetze – zusätzlich zu 
denjenigen Vorhaben, die im Energieleitungsausbaugesetz festgelegt 
worden sind – in den nächsten 10 Jahren energiewirtschaftlich 
notwendig sind.

BUNDESBEDARFSPLANGESETZ 
(in vorbereitung)  

Voraussetzungen und Bedingungen der Messung beim Strom- und Gas-
netz durch einen Dritten (Messstellenbetreiber), der nicht Netzbetreiber 
ist, sind hier festgeschrieben. Anschlussnutzer haben das Wahlrecht zur 
Beauftragung eines Dritten. Die vertraglichen Grundlagen hierzu regelt 
die Verordnung.

MESSZUGANGSVERORDNUNG (MessZV) 

Die Verordnung regelt die allgemeinen Bedingungen, zu denen die Netz-
betreiber Letztverbraucher an ihr Niederspannungsnetz anzuschließen 
und den Anschluss zur Entnahme von Elektrizität zur Verfügung zu 
stellen haben. Sie umfasst Bestimmungen über den Netzanschluss so-
wie die Anschlussnutzung und enthält Vorgaben zum Inhalt des Netz-
anschlussvertrages.

NIEDERSPANNUNGSANSCHLUSS- 
VERORDNUNG (NAV) 

Die Verordnung regelt Rahmenbedingungen und Bemessung von  
Konzessionsabgaben für Strom und Gas. Gezahlt wird die Konzessions
abgabe von den Energieversorgungsunternehmen an die Gemeinden 
und Landkreise. Die Konzessionsabgabe ist ein Entgelt für die Einräu-
mung des Rechts zur Nutzung der öffentlichen Verkehrswege und den 
Betrieb von Leitungen.

KONZESSIONSABGABENVERORDNUNG  
(KAV) 

ANREIZREGULIERUNGSVERORDNUNG  
(ARegV) 

Hier ist die Bestimmung der Entgelte für den Zugang zu den Energie- 
versorgungsnetzen im Wege der Anreizregulierung definiert. Die  
Verordnung enthält Bestimmungen zur Ermittlung des zulässigen  
Gesamterlöses des Netzbetreibers (Erlösobergrenze) aus den Netzent-
gelten sowie Qualitätsvorgaben.

Zur Finanzierung der mit dem Energiekonzept vom 28.09.2010 verbun-
denen zusätzlichen Aufgaben wurde der Energie- und Klimafonds (EKF) 
errichtet. Mit diesem Sondervermögen lassen sich u. a. Maßnahmen in 
den Bereichen erneuerbare Energien, Energieeffizienz sowie nationaler 
Klimaschutz finanzieren. In Regierungsbeschlüssen vom Juni wie Juli 
2011 wurden die Versteigerungserlöse von CO2-Emissionszertifikaten 
als einzige Einnahmequelle festgeschrieben.

ENERGIE- UND KLIMAFONDSGESETZ (EKFG) 

Hier wird die Kennzeichnungspflicht von Produkten über deren Energie
verbrauch sowie der Verbrauch von anderen wichtigen Ressourcen und 
CO2-Emissionen festgeschrieben. Dies kann mittels Verbrauchskenn-
zeichen, Produktinformationen oder Werbeinformationen erfolgen. 
Ergänzt werden die Vorgaben durch die Energieverbrauchskennzeich-
nungsVO sowie die Pkw-EnergieverbrauchskennzeichnungsVO.

ENERGIEVERBRAUCHS-
KENNZEICHNUNGSGESETZ (EnVKG) 

Die Verordnung regelt die allgemeinen Bedingungen, zu denen 
Anlagen zur Stromerzeugung mit einer Nennleistung ab 100 MW an 
Elektrizitätsversorgungsnetze mit einer Spannung von mindestens  
110 kV angeschlossen werden. Sie enthält Bestimmungen zum Verfahren 
des Netzanschlusses sowie der Kostentragung für die Verbindung und 
sieht Informationspflichten des Netzbetreibers vor.

KRAFTWERKS-NETZANSCHLUSS- 
VERORDNUNG (KraftNAV) 

Diese Verordnung regelt die allgemeinen Bedingungen,  zu denen Ener-
gieversorger Haushaltskunden im Niederspannungsbereich im Rahmen 
der Grundversorgung mit Elektrizität zu allgemeinen Preisen beliefern. 
Sie regelt neben den Aufgaben und Rechten des Grundversorgers die 
Modalitäten sowie die Abrechnung der Belieferung.

STROMGRUNDVERSORGUNGS- 
VERORDNUNG (StromGVV) 

Diese Verordnung regelt analog zur StromGVV die allgemeinen Bedin-
gungen zur Grundversorgung von Haushaltskunden im Niederdruck-
bereich mit Gas.

GASGRUNDVERSORGUNGSVERORDNUNG  
(GasGVV) 

Die Verordnung regelt, zu welchen Bedingungen Letztverbraucher 
im Niederdruckbereich an das Gasversorgungsnetz der allgemeinen  
Versorgung angeschlossen werden. Sie enthält auch Vorgaben zum 
Netzanschlussvertrag.

NIEDERDRUCKANSCHLUSSVERORDNUNG  
(NDAV) 

Ergänzend zum TEHG legt das ZuG nationale Treibhausgas-Emissions
ziele für die Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 fest. Es enthält Regeln für 
die Zuteilung der Emissionsberechtigungen an die Industrie und Anla-
gen der Energiewirtschaft sowie die Ausgabe und die Veräußerung von 
Emissionsberechtigungen.

ZUTEILUNGSGESETZ (ZuG) 

Zweck des Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 
das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen (durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlen) zu schützen.

BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZ  
(BImSchG) 

SYSTEMSTABILITÄTSVERORDNUNG  
(SysStabV) 

Zweck dieser Verordnung ist es, eine Gefährdung der Systemstabilität 
im Versorgungsnetz bei Solaranlagen zu vermeiden. Sie enthält 
Verpflichtungen zur Nachrüstung von Wechselrichtern sowie Informa-
tionspflichten der Übertragungsnetzbetreiber.

Stand: Juni 2013

Stromsteuergesetz (StromStG) 

Das Gesetz regelt die Besteuerung von Strom sowie auch u. a. die 
Befreiung, den Erlass und die Erstattung von Steuern. Für einzelne 
Bereiche sieht das Gesetz Steuerentlastungen vor. 

Die Verordnung regelt die Bedingungen, zu denen die Netzbetreiber den 
Netzzugangsberechtigten Zugang zu ihren Netzen gewähren. Sie um-
fasst auch die Einspeisung von Biogas sowie den Anschluss von Biogas-
anlagen an die Leitungsnetze. Sie regelt zudem Bedingungen für eine 
effiziente Kapazitätsnutzung mit dem Ziel, den Netzzugangberechtigten 
diskriminierungsfreien Zugang zu den Netzen zu gewähren.

GASNETZZUGANGSVERORDNUNG  
(GasNZV) 

Das Gesetz regelt die Versorgung des lebenswichtigen Energiebedarfs 
für den Fall, dass die Energieversorgung unmittelbar gefährdet oder 
gestört ist und diese Störung nicht rechtzeitig behoben werden kann. 
Durch Rechtsverordnung können auf Grundlage dieses Gesetzes dann 
Vorschriften zur Versorgungssicherung erlassen werden.

ENERGIESICHERUNGSGESETZ (EnSiG) 

Hier sind Anforderungen zum Schutz vor elektromagnetischen Feldern 
festgeschrieben. Sie gelten für die Errichtung und den Betrieb von Hoch-
frequenz- (Telekommunikation) und Niederfrequenzanlagen (Strom-
leitungen, Transformatoren). Die Regelungen für Stromleitungen und 
Transformatoren schließen Grenzwerte für das elektrische Feld sowie 
für das magnetische Feld ein.

26. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES 
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
(26. BImSchV) 

Die Verordnung regelt die Übertragung der Zuständigkeit für die 
Durchführung von Planfeststellungsverfahren für länderübergreifende 
und grenzüberschreitende Höchstspannungsleitungen von den Bundes- 
ländern auf die BNetzA.

Planfeststellungszuweisungs-
verordnung (in Vorbereitung) 

Das Gesetz enthält Verfahrensvorschriften für den Ausbau der länder
übergreifenden und grenzüberschreitenden Höchstspannungsleitungen. 
Es gilt zudem für Hochspannungsleitungen mit einer Nennspannung 
von mindestens 110 kV. Die konkreten Ausbauprojekte definiert das 
Bundesbedarfsplangesetz. Ziel ist eine Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren.

NETZAUSBAUBESCHLEUNIGUNGSGESETZ  
(NABEG) 

Diese Verordnung gestaltet die kritische Infrastrukturen-Richtlinie 
auf nationaler Ebene näher aus. Es werden Einzelheiten und Fristen des  
Verfahrens geregelt sowie die Anforderungen an die Sicherheitspläne 
und die Sicherheitsbeauftragten konkretisiert.

Verordnung zum Schutz von 
Übertragungsnetzen (ÜNSchutzV) 

Die Verordnung regelt Verfahren und Anforderungen zur Gewährleis-
tung der technischen Sicherheit bei Errichtung und Betrieb von Gas-
hochdruckleitungen sowie die für die Anerkennung von Sachverstän-
digen zur Überprüfung der technischen Sicherheit.

Gashochdruckleitungsverordnung 
(GasHDrLtgV) 

Reservekraftwerksverordnung
(IN VORBEREITUNG) 

Hier sind die Verfahren zur Beschaffung von Reservekraftwerkskapazität 
definiert und unter welchen Bedingungen systemrelevante Kraftwerke 
stillgelegt werden können. Die Verordnung  trifft Regelungen über Art und Umfang von  Aus-

gleichs- und Naturschutzmaßnahmen sowie die Höhe von Ersatzzah-
lungen, wenn z. B. der Bau von Windkraftanlagen oder Stromnetzen die 
Natur und Landschaft beeinträchtigt. Sie vereinheitlicht die bestehen-
den Verordnungen der Länder.

BUNDESKOMPENSATIONSVERORDNUNG 
(BKompV) (In Vorbereitung) 

Europäische Ebene

Die Europäische Union hat sich im Dezember 2008 auf 
ein Richtlinien- und Zielpaket geeinigt, welches Ziel-
vorgaben für Klimaschutz und Energieverbrauch bis 
2020 enthält. Bis 2020 sollen 20 % weniger Treibhaus-

gasemissionen als 2005 emittiert werden. Der Anteil 
von erneuerbaren Energien am Brutto-Endenergiever-
brauch soll 20 % betragen, die Energieeffizienz um 20 % 
gesteigert werden.

Richtlinien- und Zielpaket für Klimaschutz und Energie 
der EU (20/20/20 Ziele) 

INVESTITIONSVORHABEN FÜR 
ENERGIEINFRASTRUKTUREN 

Im Zwei-Jahres-Turnus übermitteln die EU-Mitgliedstaaten der Kom-
mission Informationen zu Infrastrukturvorhaben, die geplant oder 
bereits im Bau sind. Die Daten umfassen Vorhaben zu Erzeugung, La-
gerung / Speicherung und Transport von Erdöl, Erdgas, Elektrizität ein-
schließlich Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, Biokraftstoffen und 
Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid.

Die Verbände der Europäischen Gas- und Übertragungsnetzbetreiber 
erstellen alle zwei Jahre einen nicht verbindlichen gemeinschaftsweiten 
10-Jahres-Netzentwicklungsplan für das Gas- bzw. Stromnetz. Diese 
Pläne beinhalten europäische Prognosen zur angemessenen Entwick-
lung des Netzausbaus.

Ten-Year-Network-Development-Plan 

Energiekonzept der Bundesregierung 

Mit dem Energiekonzept vom 28.09.2010 formuliert die 
Bundesregierung Leitlinien für eine umweltschonende, 
zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung und 

beschreibt den Weg in das Zeitalter der erneuerbaren 
Energien.

LEGENDE übertragung und verteilungspeicherungerzeugungVerbrauch

Bundesnaturschutzgesetz  
(BNatSchG) 

Dieses Gesetz definiert den Schutzanspruch von Natur und Landschaft. 
Im Mittelpunkt stehen Regelungen, die die biologische Vielfalt, die 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, seine Regenerationsfähigkeit, 
die nachhaltige Nutzung von Naturgütern, Vielfalt und Schönheit von 
Natur und Landschaft dauerhaft sichern sollen. Der Schutz umfasst 
auch ihre Pflege und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung.

Organisation und Funktionsweise des Erdgassektors sind Kern dieser 
Richtlinie. Sie enthält Bestimmungen über Fernleitungen sowie die 
Verteilung, Lieferung und Speicherung von Erdgas. Sie regelt Kriterien 
und Verfahren für die Erteilung von Fernleitungs-, Verteilungs-, Liefer- 
und Speichergenehmigungen, aber auch den Netzbetrieb. Ihr Ziel ist die 
Schaffung eines einheitlichen Gasbinnenmarktes.

GASBINNENMARKT-RICHTLINIE 

Diese Richtlinie definiert den Rahmen für die Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Energiequellen. Sie legt verbindliche nationale 
Ziele für den Gesamtanteil aus erneuerbaren Quellen am Brutto-End
energieverbrauch und im Verkehrssektor fest. Regeln für gemeinsame 
Projekte, administrative Verfahren, Informationen und den Zugang 
zum Elektrizitätsnetz werden ebenso aufgestellt.

Erneuerbare-Energien-Richtlinie 

Organisation und Funktion des Elektrizitätssektors vor dem Hinter-
grund eines liberalisierten Strommarktes sind Kern dieser Richtlinie. 
Sie enthält Vorschriften zur Erzeugung, Übertragung, Verteilung 
und Versorgung mit Strom sowie zum Verbraucherschutz. Sie regelt 
Verfahren für Ausschreibungen und die Vergabe von Genehmigungen 
wie den Betrieb der Stromnetze. Ihr Ziel ist die Schaffung eines einheit-
lichen Strombinnenmarktes.

Elektrizitätsbinnenmarkt-
Richtlinie 

Diese Verordnung legt Bedingungen für den Zugang zu den Erdgas
fernleitungsnetzen, LNG- und Speicheranlagen fest, um einen 
funktionierenden Erdgasbinnenmarkt sicherzustellen. Sie zielt auf 
das Entstehen eines Großhandelsmarkts mit einem hohen Grad an 
Gasversorgungssicherheit sowie die Schaffung von Mechanismen zur 
Harmonisierung der Netzzugangsregeln im grenzüberschreitenden 
Gashandel.

Erdgasfernleitungs-VerordnunG 

EMISSIONSHANDELS-RICHTLINIE

Mit dieser Richtlinie wird der Handel mit Treibhausgasemissions
zertifikaten in der europäischen Gemeinschaft eingeführt. Ziel ist, 
Emissionen kostengünstig und effizient zu verringern. Dazu legt die 
Richtlinie u. a. den Rahmen für die Zuteilung der Zertifikate, aber auch 
ihren Handel sowie Informationspflichten fest.

Die Richtlinie umschreibt die Bedingungen zur Speicherung von 
Kohlendioxid. Sie enthält u. a. Bestimmungen über Auswahl und 
Genehmigung von Speicherstätten sowie deren Überwachung.

CCS-Richtlinie 

Ziel dieser Richtlinie ist es, die Energieeffizienz in der EU bis zum Jahr 
2020 um 20 % gegenüber der prognostizierten Entwicklung zu steigern. 
Dazu wird beispielsweise die Pflicht zur energetischen Sanierung von 
jährlich 3 % der öffentlichen Gebäude eingeführt sowie eine Energie-
einsparquote für Energieunternehmen von jährlich 1,5 % (des durch-
schnittlichen Jahresabsatzvolumens der Jahre 2010 bis 2012). Alternativ 
können die Mitgliedstaaten andere Maßnahmen ergreifen, die zu 
Energieeinsparungen in gleicher Höhe führen. Nationale Umsetzung 
geplant; Umsetzungsfrist: 05.06.2014.

ENERGIEEFFIZIENZ-RICHTLINIE 

Hier ist die EU-weit einheitliche Kennzeichnung des Energieverbrauchs 
und der Energieeffizienz von Produkten, welche für den Energie
verbrauch relevant sind, festgeschrieben. Die Richtlinie definiert 
Informationspflichten der Mitgliedstaaten sowie Verantwortlichkeiten 
der Lieferanten und Händler. Betroffen sind von der Richtlinie u. a. Pro-
dukte wie Waschmaschinen oder TV-Geräte.

ENERGIEVERBRAUCHS- 
KENNZEICHNUNGSRICHTLINIE 

Diese Verordnung definiert Leitlinien für die Kosten der Durch
leitung grenzüberschreitender Stromflüsse. Die für den Zugang zum 
Übertragungsnetz erhobenen Entgelte sind darin ebenso geregelt.

ÜBERTRAGUNGSNETZBETREIBER-
AUSGLEICHsMECHANISMUS-VERORDNUNG 

Hier sind Pflichten von Unternehmen und Behörden bezüglich der Erd-
gasversorgungssicherheit beschrieben, u. a. Mindeststandards für die 
Infrastruktur und die Versorgung von Kunden. Die Mitgliedstaaten sind 
verpflichtet, zur Verhinderung oder Eindämmung von Versorgungs-
engpässen Präventions- und Notfallpläne aufzustellen. Zuständige 
Behörde für die Umsetzung ist das BMWi, bestimmte Aufgaben wurden 
der BNetzA übertragen.

VERORDNUNG ZUR 
ERdGASVERSORGUNGSSICHERHEIT 

Mitgliedstaaten müssen gemäß dieser Richtlinie Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Sicherheit der Elektrizitätsversorgung treffen. 
Das betrifft den Umfang der Erzeugungskapazität, das Gleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage sowie die Vorhaltung ausreichender 
Übertragungs- und Erzeugungskapazitätsreserven für einen stabilen 
Systembetrieb.

VERSORGUNGSSICHERHEITS-RICHTLINIE 
STROM 

Ziel ist die Festlegung gerechter Regeln für den grenzüberschreitenden 
Stromhandel und somit eine Verbesserung des Wettbewerbs auf dem 
Elektrizitätsbinnenmarkt. Dies umfasst die Schaffung eines Ausgleichs-
mechanismus für grenzüberschreitende Stromflüsse sowie die Vergabe 
der auf den Verbindungsleitungen verfügbaren Kapazitäten. Darüber 
hinaus enthält sie Bestimmungen über Grundsätze zur Festlegung des 
Entgeltes für die Übertragung.

STROMHANDELS-VERORDNUNG 

Auf Basis dieser Richtlinie können EU-weit Ökodesign-Anforderungen 
für Produkte, welche für den Energieverbrauch relevant sind, festgelegt 
werden. Nur Produkte, die diese Anforderungen erfüllen, dürfen in Ver-
kehr gebracht oder in Betrieb genommen werden. Betroffen sind von 
der Richtlinie u. a. Ladegeräte oder Elektromotoren.

Ökodesign-Richtlinie 

Mitgliedstaaten sind verpflichtet, u. a. im Strombereich regelmäßig kri-
tische europäische Infrastrukturen zu identifizieren. Sie sollen sicher-
stellen, dass für diese Anlagen Sicherheitspläne vorliegen und Sicher-
heitsbeauftragte bestellt werden.

Kritische Infrastrukturen-
Richtlinie 

Transeuropäische 
Energieinfrastruktur-Verordnung 

In dieser Verordnung zu Leitlinien für die transeuropäische Energie- 
infrastruktur sind u. a. Regelungen zur Vereinfachung bzw. Beschleu-
nigung von Genehmigungsverfahren, zur Erhöhung der Akzeptanz, 
zum Regulierungsrahmen und zur Kostenallokation von Energieinfra- 
strukturvorhaben enthalten. Der Entwurf bildet zusammen mit dem 
Vorschlag der EU-Kommission für einen Infrastrukturfonds („Connec-
ting Europe“) sowie weiteren Verordnungen und Mitteilungen das so- 
genannte Energieinfrastrukturpaket (EIP). Es soll vorrangige, grenz-
überschreitende Infrastrukturprojekte identifizieren und fördern.

Diese Verordnung enthält die übergreifenden Bestimmungen für die 
Fazilität „Connecting Europe“. Damit wird ein neues integriertes Ins- 
trument für Investitionen in vorrangige EU-Infrastrukturvorhaben in 
den Bereichen Verkehr, Energie und Telekommunikation geschaffen. 
Der Entwurf bildet zusammen mit dem Vorschlag der EU-Kommission 
für eine Verordnung zu Leitlinien für die transeuropäische Energie- 
infrastruktur sowie weiteren Verordnungen und Mitteilungen das soge-
nannte Energieinfrastrukturpaket (EIP). Dieses soll vorrangige, grenz-
überschreitende Infrastrukturprojekte identifizieren und fördern.

Infrastrukturfonds-
Verordnung „Connecting Europe“
(in Vorbereitung) 
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